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1 Umfang des Änderungs-Bebauungsplanes  

Der Änderungsbebauungsplan umfasst die Grundstücke Flst.Nrn. 1149/9, 1149/15, 
1149/19, 1149/20 und 1149/21 (teilweise). 

Die Größe des Änderungsbereiches beträgt ca. 2,0 ha. 

 

Abbildung 1: Geltungsbereich des Änderungsbebauungsplanes 

Die Abgrenzung des Geltungsbereiches erfolgte anhand des überarbeiteten städtebauli-
chen Entwurfs sowie entlang der anzupassenden Straßenverkehrsflächen der Furtwiesen-
straße bezüglich der neuen Lage der künftigen Bahnbrücke Richtung Hürsten. 

 

2 Erfordernis der Planänderung und Planungsziele/ Ausgangssituation 

Das zur Überplanung anstehende Areal liegt im Balinger Stadtteil Engstlatt und umfasst ei-
nen Teil des rechtskräftigen Bebauungsplans ‚Hertenwasen- Teil 1‘ aus dem Jahr 2005. 
Der Geltungsbereich weist eine Flächengröße von knapp 0,2 ha auf. Das Plangebiet 
‚Hertenwasen- Teil 1‘ wird im Nord-Westen durch die bestehende Bahntrasse „Tübingen – 
Balingen – Sigmaringen“ vom gegenüberliegenden Wohngebiet ‚Hürsten‘ und der Langwie-
senschule getrennt.  

Als Verbindung der beiden Baugebiete (Hürsten und Hertenwasen) ist eine neue Straßen-
brücke, basierend auf einer Planung aus dem Jahr 2008, vorgesehen. Auf Grund neuer 
technischer Standards der Deutschen Bahn kann die bisherige Brückenplanung nicht mehr 
entsprechend dem rechtskräftigen Bebauungsplan Hertenwasen umgesetzt werden. So 
muss die bisher geplante Durchfahrtshöhe aufgrund neuer Vorgaben zur Elektrifizierung 
der Bahnstrecke in der lichten Höhe vergrößert werden. Dies macht eine geringfügige Ver-
schiebung des Brückenbauwerks nach Westen erforderlich. 
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Der momentan rechtskräftige Bebauungsplan ermöglicht im nordwestlichen Teil der aus-
gewiesenen Wohnbauflächen Geschosswohnungsbauten mit bis zu drei Vollgeschossen in 
offener Bauweise. Zusätzlich ist hier die Errichtung einer Tiefgarage für den Parkierungs-
bedarf der Mehrfamilienhausbebauung festgelegt. Entlang der Furtwiesenstraße sind zu-
dem acht offene Stellplätze möglich. Die nördliche Gebäudeflucht der Mehrfamilienhausbe-
bauung ist über eine Baulinie festgesetzt und garantiert somit ein städtebaulich geordnetes 
Erscheinungsbild für eine neue Bebauung. 

Für die unmittelbar anschließenden Grundstücke sieht die städtebauliche Konzeption des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes eine Reihenhausbebauung vor. Diese lösen sich im 
Übergang zur offenen Landschaft in eine Bebauung mit freistehenden Einfamilienhäusern 
auf. Der Osten und der Westen des ‚Hertenwasen- Teil 1‘ ermöglichen Einzelhaus- und 
Doppelhausbebauung. Ein zentraler öffentlicher Grünzug bindet die Landschaft weiträumig 
in das städtebauliche Konzept ein und bietet attraktive Naherholungsmöglichkeiten.  

Für das Baugebiet ‚Hertenwasen- Teil 1‘ wurde im Jahr 2006 bereits der erste Bauabschnitt 
hergestellt und somit die Erschließung über die Hertenwinkelstraße und die abgehenden 
Wohnwege gesichert. Die östlich gelegenen Reihenhausbauplätze wurden von den Fest-
setzungen des Bebauungsplans befreit und zu Einzelhausbauplätzen umgewidmet. Die Zu-
schnitte der Grundstücke wurden auf die Einzelhausbebauung angepasst und realisiert.  

Im Zuge der notwendigen Anpassung der Furtwiesenstraße aufgrund der geplanten Bahn-
brücke und den vorangegangenen Befreiungen im Bereich der Hausgruppen sowie auch 
Dachformen, wurde das städtebauliche Konzept in Bezug auf heutige Bedarfe und Anforde-
rungen auf dem Wohnungsmarkt geprüft und in Bezug einer höheren städtebaulichen Fle-
xibilität in Teilen überarbeitet. 

 

Planungsrechtliche Ausgangssituation/ Bisheriges Planungsrecht 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Geltungsbereichs des Baubauungsplans ‚Hertenwasen 
– Teil 1‘ in Balingen-Engstlatt mit Rechtskraft vom 20.01.2005. Die bisherigen Festsetzun-
gen im Bebauungsplan ‚Hertenwasen – Teil 1‘ weisen für die Grundstücke 1149/20 ein 
Baufenster für eine 3-geschossige Bebauung aus. Das Baufenster wird durch ein festge-
setztes Gehrecht im Erdgeschoss der möglichen Bebauung geteilt, welches eine lichte Hö-
he von 2,8 m aufweist. Die Dachform ist als begrüntes Pultdach mit einer Neigung von 5-
12° ausgewiesen. Zusätzlich ist im Süden des Grundstücks die Errichtung einer Tiefgarage, 
im Norden die Herstellung von bis zu 8 Stellplätzen zulässig.  

Westlich anschließend sind auf einem Teil des bisherigen Grundstücks, Flst.Nr. 1149/21 
Baufenster für ca. 8 Reihenhäuser mit Garagenflächen festgesetzt. Weiter schließen sich 
Doppel- und Einzelhausbauplätze an. 

Die Erschließung der Grundstücke geschieht über festgesetzte Wohnstraßen im verkehrs-
beruhigten Bereich. Zentral liegt ein öffentlicher Grünzug der als Parkanlage anzulegen ist 
und sowohl Naherholungs- als auch Spielmöglichkeiten für Kinder bieten soll. 

In Norden ist die Furtwiesenstraße mit einer Breite von ca. 5,5 m festgesetzt. Straßenbe-
gleitend befindet sich je ein Fußweg mit einer Breite von ca. 1,5 m. Die Furtwiesenstraße 
soll zukünftig direkt über die neu herzustellende Brücke ins benachbarte Baugebiet ‚Hürs-
ten‘ verlaufen und den Verkehr aus dem Baugebiet über die Sägewerkstraße und Caspar-
Nagel-Straße an den inner- und überörtlichen Hauptverkehr anbinden. 

 

Flächennutzungsplan / Entwicklungsgebot 

Das zur Überplanung anstehende Gebiet ist vollständig aus dem Flächennutzungsplan der 
Verwaltungsgemeinschaft Balingen – Geislingen von 2001 entwickelt und bietet bisweilen 
noch Erweiterungsmöglichkeit nach Süden. 

Dem Entwicklungsgebot ist somit ausreichend Rechnung getragen. 
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Ziel und Zweck der Planung / Städtebauliche Konzeption 

Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung umfasst die innenliegenden Reihen-
haus- und Doppelhausbauplätze, die Flächen für Geschosswohnungsbau, Teile der Wohn-
wege, Straße mit Brücke sowie die Flächen des Grünraums.  

Der Straßenverlauf an der Verbindungsbrücke zum Baugebiet ‚Hürsten‘ wird den aktuellen 
Anforderung der Bahn angepasst.  

Im Rahmen der Bebauungsplanänderung sollen mehrere Teilbereiche bedarfsorientiert op-
timiert und insbesondere eine Flexibilität der Bauplätze in Form einer offenen Bauweise 
(Zulässigkeit von freistehenden Einfamilienhäusern, Doppelhäusern und Hausgruppen) 
ausgewiesen werden, da der Ursprungsbebauungsplan in seinen Festsetzungen zur Bau-
weise und überbaubaren Flächen zu eng gefasst ist. Der Ursprungsbebauungsplan setzt 
über „Briefmarken-Baufenster“ fast gebäudescharfe überbaubare Flächen fest und schränkt 
somit eine adäquate und auch individuelle Grundstücksnutzung stark ein. Direkt an der 
Furtwiesenstraße wird zudem der „lange“ Gebäuderiegel für Geschosswohnungsbau in 
zwei Baufelder unterteilt, welcher dem umliegenden städtebaulichen Maßstab eher ent-
spricht. Das im Ursprungsbebauungsplan festgesetzte Gehrecht- mittig innerhalb des lan-
gen Baufensters- soll nunmehr als öffentlicher Fußweg planungsrechtlich gesichert. 

Die Nachfrage v.a. nach Einzelhausbauplätzen ist in den letzten Jahren zunehmend ge-
stiegen. Auf den im Baugebiet festgesetzten Baufenstern für Reihen- Ketten- und Doppel-
häuser sollen ebenfalls auch Einzelhausbauplätze möglich sein, um flexibel auf künftige 
Bedarfe reagieren zu können. Die Baufenster werden entsprechend angepasst. Die Ge-
schossigkeit sowie die Dachformen bleiben erhalten. Gleichzeitig wird die Erschließung der 
neu strukturierten Bauplätze über Stichstraßen neu geregelt. Die bisher geplante Erschlie-
ßung der Neubauplätze über den Grünzug wird aufgegeben und die Wohnstraßenfläche 
den Bauplätzen zugeschlagen. Doppelerschließungen entfallen, welche nunmehr nicht 
mehr erforderlich sind und in Bezug auf den sparsamen Umgang mit Grund und Boden neu 
überdacht wurden. Das Grundgerüst der ursprünglichen Planung wird hierbei jedoch nicht 
berührt. Die Haupterschließung erfolgt weiterhin von der Furtwiesenstraße und endet wei-
terhin in einem westlichen Wendehammer. Die nördlichen Stiche bleiben ebenfalls wie im 
Ursprungsbebauungsplan festgesetzt.  

Mit den westlich geplanten Stichen südlich der Haupterschließungsstichstraße, kann die 
einseitig erschließende Wohnstraße im Ursprungsbebauungsplan entfallen. Die öffentliche 
Grünfläche wird größer und von Verkehr frei gehalten. Die vormals südlich erschlossenen 
Grundstücke können von Norden her erschlossen werden. Ein großzügiger ruhiger Südgar-
ten wird ermöglicht. 

Durch die Änderungen wird das Grundgerüst der Abwägung für den Gesamtplan nicht be-
rührt. 
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Abbildung 2:  

optimierter städtebaulicher Entwurf 

Das Baugebiet südlich der öffentli-
chen Grünfläche ist weitestgehend 
erschlossen. Nördlich der Grünfläche 
wurde die Erschließung optimiert 
(Stiche anstatt einseitige Erschlie-
ßungen u.a.). Die Haupterschließung 
erfolgt weiterhin über eine Wohnstra-
ße mit Wendehammer. Innerhalb des 
Quartiers sollen nunmehr im Sinne 
einer Nachverdichtung und Flexibilität 
bedarfsgerecht Einzel-, Doppel- und 
Hausgruppen entstehen können. 

  

 

3 Bebauungsplanverfahren 

Die Bebauungsplanänderung wird im beschleunigten Verfahren nach § 13 BauGB durchge-
führt. Die Voraussetzungen zur Anwendung § 13 BauGB sind erfüllt. 

Durch die beabsichtigten Änderungen des Bauleitplanes werden die Grundzüge der Pla-
nung nicht berührt. Die Inhalte des Ursprungsbebauungsplanes „Hertenwasen – Teil 1“ ha-
ben zu großen Teilen weiterhin ihre Gültigkeit und werden nicht geändert. Im betreffenden 
Teilbereich werden überbaubare Flächen sowie in Teilen untergeordnet die Erschließung 
geändert; die das Grundgerüst der zentralen Erschließung jedoch nicht berühren (siehe un-
ter Ziff. 2 Planungsrechtliche Voraussetzungen).  

Die weiteren Voraussetzungen zur Anwendung § 13 BauGB sind erfüllt, da keine Vorhaben 
festgesetzt sind, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht 
unterliegen, keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs.6 Nr. 7b genann-
ten Schutzgüter bestehen und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass bei der Planung 
Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach 
§ 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind.  

Durch die gewählte Verfahrensart wird von einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 
und einem Umweltbericht nach § 2a BauGB abgesehen. Dennoch sind die Umweltbelange 
in die Planung einzustellen. 

 

4 Belange des Umweltschutzes 

4.1 Umweltbericht/ Umweltverträglichkeitsprüfung/ Eingriffsregelung 

Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren aufgestellt. Nach 
§ 13 BauGB entfällt die Pflicht zur Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB. 

Das Verfahren begründet keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung. Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von Natura 2000- oder europäischen Vogel-
schutzgebieten bestehen nicht. Keine Anhaltspunkte bestehen für eine Beeinträchtigung 
der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzgüter. Ebenso bestehen keine Anhalts-
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punkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswir-
kungen von schweren Unfällen nach § 50 Abs. 1 BImSchG zu beachten sind. 

Unberührt bleibt, dass bei der Abwägung die Belange des Umweltschutzes einschließlich 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen sind (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 
BauGB). Das Plangebiet umfasst im Wesentlichen eine Mähwiese sowie zwei kleinräumige 
Gehölzbereiche aus kleinen Strauchgruppen und Feldheckenelementen. Im Zuge der Pla-
nung ist mit keinen wesentlichen, nachteiligen Umweltauswirkungen zu rechnen. Die Aus-
wirkungen auf den Artenschutz werden separat unter dem Punkt „Besonderer Artenschutz 
gemäß § 44 BNatSchG“ erläutert. 

Insgesamt ergeben sich gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan keine negativen 
Veränderungen für die entsprechenden Schutzgüter. Aufgrund des gewählten Verfahrens 
nach § 13 BauGB ist eine vollständige Kompensation der Eingriffe ohnehin nicht erforder-
lich. 

 

4.2 Artenschutz 

Zum Änderungs-Bebauungsplan wurde eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) 
durch das Planungsbüro Fritz & Großmann Umweltplanung GmbH, Balingen vom 
11.12.2019 erstellt. 

Nach den Ergebnissen der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung zum Bebauungsplan 
"Hertenwasen – Teil 1, 1. Änderung" kommen im Wirkraum des Vorhabens mehrere arten-
schutzrechtlich relevante Arten vor. Zu nennen sind hierbei die Reptilien und die europäi-
schen Vogelarten. Mit der Realisierung des Vorhabens sind Auswirkungen auf die nachge-
wiesenen europarechtlich geschützten Arten verbunden. 

Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen des § 44 (1) bezüglich der Artengruppe der Vö-
gel müssen die Fällarbeiten außerhalb der Vogelbrutzeit von Anfang Oktober bis Ende Feb-
ruar erfolgen. Dies wurde im Bebauungsplan unter den Hinweisen aufgenommen. 

Durch die mögliche Nutzung der Wiesen als Nahrungshabitat von Zauneidechsen muss ei-
ne Einwanderung der Reptilien durch die Aufstellung eines Schutzzaunes ab Anfang März 
verhindert werden. Die genannten Maßnahmen stehen im Kontext der Vermeidung von Tö-
tungen (§ 44 (1) 1 BNatSchG). Dies wurde im Bebauungsplan unter den Hinweisen aufge-
nommen. Ein entsprechender Reptilienzaun nach Baufeldfreimachung wird fachgerecht er-
richtet werden. Die Flächen befinden sich im Eigentum der Stadt Balingen. 

Zum langfristigen Funktionserhalt der Fortpflanzungs- und Ruhestätten für die Goldammer 
muss der Wegfall von zwei Brutrevieren der Art durch die beschriebene CEF-Maßnahme 
(CEF 1) ausgeglichen werden. Die Maßnahme ist über eine Festsetzung im Bebauungs-
plan gesichert. 

Weiteres artenschutzrechtliches Konfliktpotenzial ist durch das geplante Vorhaben nicht zu 
erwarten.  

Unter Berücksichtigung der dargestellten Vorkehrungen zur Vermeidung ergeben sich für 
gemeinschaftlich geschützte Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und der europäi-
schen Vogelarten durch die Realisierung des Vorhabens keine artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG. Es wird keine Ausnahme gem. 
§ 45 Abs. 7 BNatSchG benötigt.  

Ergänzend ist die freiwillige Maßnahme zur Sicherung von Lebensräumen für die Wanst-
schrecke als charakteristische Art der FFH-Mähwiesen und des Biotopverbunds mittlerer 
Standort aufgeführt. 
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5 Inhalte der Bebauungsplanänderung 

Die Bebauungsplanänderung ist räumlich und inhaltlich auf die Flurstücke des im Plan 
dargestellten Geltungsbereiches begrenzt. Aufgrund der Teiländerung von Erschließungs-
flächen sowie die zeichnerische Neu-Festsetzung von Baugrenzen und Bauweisen wer-
den die zeichnerischen Festsetzungen des Bebauungsplanes „Hertenwasen – Teil 1“ 
durch die zeichnerischen Festsetzungen dieses Änderungsbebauungsplanes „Herten-
wasen – Teil 1, 1. Änderung“ vollständig ersetzt. 

Folgende inhaltliche Bebauungsplanänderungen ergeben sich gegenüber der planeri-
schen Ausgangssituation: 

 

5.1 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche und Stellung der baulichen Anlagen 

Der Ursprungsbebauungsplan setzte die Verteilung von Einzel-, Doppel- und Hausgrup-
pen innerhalb des Plangebietes sehr gebietsscharf fest und ließ im Zusammenhang mit 
den als Briefmarken festgesetzten überbaubaren Flächen keinerlei Flexibilität und somit 
Reaktion auf die sich ändernden Bedürfnisse bezüglich Wohnraumanforderungen und -
nachfragen zu. Entsprechend den städtebaulichen Zielen und Zwecken der Bebauungs-
planänderung sind nunmehr in offener Bauweise und Verteilung der Haustypen Einzel-, 
Doppel- und Hausgruppen im gesamten Änderungsbereich zulässig. Gleichzeitig wurden 
die überbaubaren Flächen großzügiger festgesetzt, um das Ziel der Flexibilität möglicher 
Haustypen umsetzten zu können. Die GRZ sowie die GFZ bleiben weiterhin unverändert. 

Entlang der Furtwiesenstraße ist weiterhin Geschosswohnungsbau vorgesehen. Hier 
wurde das ursprüngliche längliche Baufenster entsprechend dem städtebaulichen Ziel der 
Umsetzung einer Wegeverbindung in die öffentliche Grünfläche nunmehr in zwei Baufens-
ter geteilt. Anstelle des festgesetzten Gehrechtes im Ursprungsbebauungsplan wird zwi-
schen diesen beiden Baufenstern ein öffentlicher Fußweg festgesetzt und planungsrecht-
lich gesichert. 

Die Festsetzung zur Stellung der baulichen Anlagen entfällt, um ebenso eine bauliche 
Flexibilität bezüglich Gebäudetyp und v.a. Gebäudeausrichtung in Bezug auf eine optima-
le Solarenergienutzung gewährleisten zu können. 

 

5.2 Flächen für Garagen, Stellplätze und Tiefgaragen  

Der Ursprungsbebauungsplan setzte in Teilen Flächen für Garagen, Stellplätze und Tief-
garagen fest. Dies betraf nur Baufelder mit festgesetzten Hausgruppen sowie den Ge-
schosswohnungsbau. Entsprechend den städtebaulichen Zielen und Zwecken der Be-
bauungsplanänderung eine bauliche Flexibilität innerhalb des Plangebietes zu ermögli-
chen, ist eine gesonderte Festsetzung von Stellplätzen und Garagen durch das Entfallen 
der differenzierten Bauweisen nicht mehr notwendig. Aufgrund der nunmehr großzügiger 
gefassten überbaubaren Flächen sind notwendige Stellplätze und Garagen innerhalb der 
überbaubaren Flächen adäquat realisierbar und müssen nicht zeichnerisch verortet wer-
den. 

Weiterhin gelten die Festsetzungen zu Stellplätzen, welche außerhalb überbaubarer Flä-
chen und Pflanzgebote allgemein zulässig sind sowie zu Garagen, welche ausnahmswei-
se auch außerhalb der überbaubaren Flächen reglementiert zulässig sind. 

Die Festsetzung zu Garagen wird um eine allgemeine Festsetzung zu Tiefgaragen er-
gänzt. Aufgrund der Flexibilität in der flächenmäßigen Ausgestaltung von Tiefgargen wer-
den diese nicht mehr zeichnerisch verortet. Um den anfallenden Stellplatzbedarf im Be-
reich der Mehrfamilienhäuser auch unterirdisch decken zu können und die Freibereiche 
als Aufenthaltsflächen nutzen zu können, sind Tiefgaragen auch außerhalb der überbau-
baren Flächen zulässig. Die festgesetzte Erdüberdeckung von nicht überbauten Berei-
chen von Tiefgaragen von mindestens 0,6 m mindert den Versiegelungsgrad und kann in 
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diesen Bereichen wichtige Bodenfunktionen, wie die Pufferung und Verdunstung von Nie-
derschlagswasser sowie eine wirkungsvolle Bepflanzung mit klimarelevanter Funktion 
gewährleisten. 

 

5.3 Verkehrsflächen - Erschließung 

Entsprechend den städtebaulichen Zielen wurden die Straßenverkehrsflächen sowie in 
Teilen die Innere Erschließung des Plangebietes optimiert. Die im Ursprungsbebauungs-
plan festgesetzten Straßenverkehrsflächen (Furtwiesenstraße zur Bahn hin) mussten auf-
grund neuer Vorgaben der Bahn zur geplanten Bahnbrücke zum Gebiet Hürsten geringfü-
gig verschoben werden. 

Das Erschließungssystem wurde teilweise neugeordnet ohne jedoch die Grundzüge der 
Planung zu berühren. Aufgrund der damaligen Grundstücks- und Eigentumssituationen 
entstanden in Teilbereichen im Ursprungsbebauungsplan Doppelerschließungen, welche 
nunmehr nicht mehr erforderlich sind (südlicher Bauabschnitt bereits realisiert) und in Be-
zug auf den sparsamen Umgang mit Grund und Boden neu überdacht wurden. So können 
nunmehr die Doppelerschließungen entfallen ohne jedoch das Grundgerüst der ursprüng-
lichen Planung grundlegend zu verändern. Die Haupterschließung von der Furtwiesen-
straße Straße aus bleibt bestehen und endet weiterhin in einem Wendehammer. Die nörd-
lichen von der Haupterschließung abgehenden Stiche bleiben ebenfalls bestehen.  

Mit den nunmehr westlich geplanten Stichen südlich der Haupterschließungsstraße, kann 
die einseitig erschließende Wohnstraße entlang der öffentlichen Grünfläche des Ur-
sprungsbebauungsplanes entfallen. Die öffentliche Grünfläche wird größer und von Ver-
kehr frei gehalten. Die vormals südlich erschlossenen Grundstücke können von Norden 
her erschlossen werden. Ein großzügiger ruhiger Südgarten wird somit ermöglicht. 

Die mittlere Wohnstraße, welche durchgehend von der Haupterschließungsstraße mit 
Wendeanlage Richtung Hertenwinkelstraße festgesetzt war, wird nicht Richtung Norden 
fortgeführt, da die anschließenden Baugrundstückstücke jeweils von den westlich und öst-
lich geplanten Verkehrsflächen erschlossen werden können. Die Doppelerschließung ent-
fällt somit. Das ursprüngliche Durchfahrtsverbot der westlichen Wohnstraße, welches von 
der Haupterschließungsstraße mit Wendeanlage Richtung Hertenwinkelstraße im Ur-
sprungsbebauungsplan dargestellt war entfällt. Es wird nunmehr durch die Festsetzung 
eines Fuß- und Radweges im Zwischenbereich der öffentlichen Grünfläche der motorisier-
te Individualverkehr aus der Frei- und Erholungsfläche herausgehalten. 

Entsprechend dem städtebaulichen Ziel der Umsetzung einer Wegeverbindung von der 
Furtwiesenstraße in die öffentliche Grünfläche wird anstelle des festgesetzten Gehrechtes 
im Ursprungsbebauungsplan nunmehr ein öffentlicher Fußweg festgesetzt und planungs-
rechtlich gesichert. 

Das in der Erschließungsplanung neu erarbeitete Erschießungssystem wird als festge-
setzte Verkehrsfläche planungsrechtlich gesichert.  

 

5.4 Entfallen Leitungsrecht LR1 und Gehrecht GR 

Entsprechend dem städtebaulichen Ziel der Umsetzung einer Wegeverbindung von der 
Furtwiesenstraße in die öffentliche Grünfläche wird anstelle des festgesetzten Gehrechtes 
im Ursprungsbebauungsplan nunmehr ein öffentlicher Fußweg festgesetzt und planungs-
rechtlich gesichert. 

Aufgrund der Stilllegung der bestehenden Hauptwasserleitung, ist das Leitungsrecht LR1 
nicht mehr erforderlich und kann entfallen. 
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5.5 Entfallen der privaten Grünfläche 

Die Randeingrünung des Plangebietes ist bereits über Pflanzgebote sowie zu begrünende 
Flächen für einen Sichtschutzwall gesichert, daher kann die Doppelfestsetzung einer pri-
vaten Grünfläche hier entfallen. 

 

5.6 Erdüberdeckung und Begrünung von Tiefgaragen 

Die festgesetzten differenzierten Erdüberdeckungen von nicht überbauten Bereichen von 
Tiefgaragen mindert den Versiegelungsgrad und kann in diesen Bereichen wichtige Bo-
denfunktionen, wie die Pufferung und Verdunstung von Niederschlagswasser sowie eine 
wirkungsvolle Bepflanzung mit klimarelevanter Funktion gewährleisten. 

 

5.7 Maßnahmen und Flächen zur Gestaltung, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 
und Landschaft außerhalb des Geltungsbereiches 

Zum Änderungs-Bebauungsplan wurde eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) 
durch das Planungsbüro Fritz & Großmann Umweltplanung GmbH, Balingen vom 
11.12.2019 erstellt. 

Nach den Ergebnissen der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung zum Bebauungs-
plan "Herten-wasen – Teil 1, 1. Änderung" kommen im Wirkraum des Vorhabens mehrere 
artenschutzrechtlich relevante Arten vor. 

Zum langfristigen Funktionserhalt der Fortpflanzungs- und Ruhestätten für die Goldammer 
muss der Wegfall von zwei Brutrevieren der Art durch die beschriebene CEF-Maßnahme 
(CEF 1) ausgeglichen werden. Siehe auch Ziff. 4.2 Artenschutz. 

 

5.8 Entfallen der Flächen für Aufschüttungen - Sichtschutzwall 

Aufgrund der notwendig werdenden aktiven Schallschutzmaßnahmen entlang der Bahn 
werden beidseitig hochabsorbierende Schallschutzwände erforderlich. Der geplante 
Sichtschutzwall entfällt daher. Die Pflanzgebote zur Begründung bleiben bestehen. 

 

5.9 Flächen und Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen / 
Schallschutzmaßnahmen 

Im Rahmen der Bebauungsplan-Änderung wurden die Lärmeinwirkungen der Bahnlinie 
auf das geplante Baugebiet erneut ermittelt und beurteilt. 

Im Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung des Ingenieurbüros für Schallimmissio-
nen (ISIS) vom Februar 2021 sind sowohl tags als auch nachts Überschreitungen der des 
schalltechnischen Orientierungswertes für Allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags 
und 45 dB(A) nachts zu verzeichnen. Zum Schutz der Wohn-, Schlaf- und Aufenthalts-
räume vor unzumutbaren Lärmbeeinträchtigungen durch den Verkehrslärm sind somit ei-
ne geeignete Grundrissgestaltung und passive Schallschutzmaßnahmen entsprechend 
DIN 4109 – Schallschutz im Hochbau – vorzusehen. Der Nachweis der Einhaltung der An-
forderungen nach DIN 4109 ist im Baugenehmigungsverfahren zu erbringen. 

Zur Verbesserung der Lärmsituation und zur Vermeidung passiver Lärmschutzmaßnah-
men wurde die Wirksamkeit von aktiven Lärmschutzmaßnahmen in Form von Lärm-
schutzwänden an der Bahnlinie untersucht. Hierbei wurde eine Wand dimensioniert, wel-
che die Einhaltung des Orientierungswerts von 55 dB(A) im Zeitbereich tags in der Erdge-
schosslage ermöglicht. Mit dieser Maßnahme wird auch eine Verbesserung in den Au-
ßenwohnbereichen erzielt. 
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Die erforderliche Lärmschutzmaßnahme gliedert sich in eine ca. 80 m lange Wand ent-
lang der Bahnlinie mit der Höhe 2,5 m westlich des geplanten Fuß- und Radweges und 
östlich davon in eine ca. 80 m lange Wand mit der Höhe 2,0 m. 

Die Einhaltung des Orientierungswerts von 55 dB(A) im Zeitbereich tags in der Geschoss-
lage 1. Obergeschoss erfordert eine 4,6 m bzw. 3,3 m hohe Wand entlang der Bahn. Aus 
städtebaulichen und gestalterischen Gründen kommt aber eine knapp 5,0 m hohe Wand 
im Norden des Baugebietes nicht in Frage.  

Daher kommen im Baugebiet eine 2,5 m und eine 2,0 m hohe Lärmschutzwand zum 
Schutz der Erdgeschosse und Verbesserung der Außenwohnbereiche sowie ergänzende 
passive Lärmschutzmaßnahmen zum Tragen. Den Obergeschossen ist ohne und mit 
Lärmschutzwand maximal der Lärmpegelbereich IV zuzuordnen.  

Die höchsten Anforderungen an den Schallschutz gegen Außenlärm ergeben sich an den 
Nordwestseiten, geringere Anforderungen stellen sich an den Südwest-, Nordost, und 
Südostseiten. Dementsprechend ist mit einer geeigneten Grundrissgestaltung die Redu-
zierung der passiven Lärmschutzmaßnahmen möglich. 

Bei den Gebäuden entlang der Bahnlinie sind die Grundrisse so auszubilden, dass kein 
Fenster von Wohn- und Schlafräumen an der zur Bahnlinie orientierten Gebäudeseite an-
geordnet werden. Bei Gebäuden in Lärmpegelbereichen III und IV sind in den nicht nur 
vorrübergehend zum Aufenthalt von Menschen vorgesehenen Räumen die Anforderun-
gen an das resultierende Schalldämm-Maß nach DIN 4109 (7) zu erfüllen.  

In der Teilfläche des Geltungsbereiches der mindestens der Lärmpegelbereich III zuzu-
ordnen ist, ist in überwiegend zum Schlafen genutzten Räumen der Einbau von fenster-
unabhängigen Lüftungseinrichtungen oder von kontrollierten Lüftungsanlagen mit Wärme-
rückgewinnung vorzusehen. 

Es wird auf das Schallgutachten verwiesen. 

 

5.10 Örtliche Bauvorschriften 

Im Plangebiet sind die innerhalb der überbaubaren Flächen zulässigen Gebäudehöhen, 
Gebäudetiefen, Dachformen und Dachneigungen für Gebäude über Haustypen festge-
setzt.  

Der Haustyp IV entfällt als Haustyp. Die möglichen Geschossbauten entlang der Furtwie-
senstraße werden durch eine Teil-Neufestsetzung innerhalb der Nutzungsschablone neu 
festgesetzt. So wird die max. zulässige Gebäudehöhe etwas angehoben, um den heuti-
gen Anforderungen an Geschosswohnungsbau gerecht werden zu können. Städtebaulich 
fügen sich die Neubauten in ihr Umfeld weiterhin ein. Neben den dort zulässigen Pultdä-
chern PD, welche von 5°-12° laut Ursprungsbebauungsplan bereits zulässig sind, werden 
ergänzend Flachdächer FD zugelassen. In der unmittelbaren Umgebung existieren bereits 
Flachdächer. Diese Dachform ist daher in dieser Ortslage verträglich und fügen sich in 
den Bestand ein. Flachdächer sind zu begrünen. Die extensive Begrünung der Dachflä-
chen von Flachdächern trägt zur Verbesserung des Stadtklimas bei und führt zu einem 
verzögerten Abfluss der Niederschlagsmengen aus dem Plangebiet.  

Alle nicht überbaubaren und nicht Erschließungszwecken dienenden privaten Grund-
stücksflächen sind neben der Gestaltung der Vorgartenzonen durchgängig gärtnerisch 
anzulegen und zu erhalten. Sie sind grundsätzlich von Versiegelungen, Teilversiegelung 
oder sonstigen Nutzungen frei zu halten. Notwendige Gartenwege oder Terrassenflächen 
außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche sind mit wasserdurchlässigen Materialien 
anzulegen. Diese Festsetzung sichert eine Durchgrünung des neuen Wohnquartiers und 
trägt zur Verbesserung des Klimas bei und führt zu einem verzögerten Abfluss der Nie-
derschlagsmengen aus dem Plangebiet.  
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Großflächige mit Steinen (lose, flächenhafte Stein-/ Kies-/ Split- und Schottergärten oder -
schüttungen) bedeckte Flächen, auf denen hauptsächlich Steine zur Gestaltung verwen-
det werden und Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl vorkommen (sogenannte „Schot-
tergärten“) sind daher nicht zulässig. Dies ist regelmäßig der Fall, wenn mit der Bepflan-
zung ein Deckungsgrad von weniger als 70% erreicht wird. 

Derzeit besteht insbesondere in Neubaugebieten der Trend zur Schaffung von Schotter- 
bzw. Kiesgärten, da diese als pflegeleicht und modern gelten. Schottergärten stellen je-
doch eine zusätzliche Flächenversiegelung dar und beeinträchtigen die ökologische Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts. Darüber hinaus bieten Steingärten 
Kleintieren, wie Vögel und Insekten, deren Populationen und Lebensräume ohnehin zu-
rückgehen, keinen Platz und wirken sich negativ auf das Kleinklima aus. Gärten, die mit 
Steinen verfüllt werden, heizen sich im Sommer auf, speichern die Hitze und strahlen sie 
wieder ab, was die Klimaveränderung in der Stadt befördert, da notwendige Kaltluft-
schneisen durch diese Versiegelungen wegfallen. Auch die Hauptgründe für die Anlage 
eines Schottergartens, nämlich ein geringer Pflegeaufwand sowie eine moderne Optik, 
treffen in der Regel nur innerhalb der ersten Jahre zu. Das Entfernen von Laub, Ver-
schmutzungen und Unkraut gestalten sich in Schottergärten als sehr schwierig, weshalb 
diese mit der Zeit häufig verwahrlosen. 

Die Anlage von Schottergärten in Wohngebieten stellt aus diesen Gründen und gerade 
auch in ihrer Summe, eine erhebliche Beeinträchtigung von Natur und Landschaft dar, die 
als solche vermeidbar wäre. Gemäß dem Vermeidungsgrundsatz §§ 13 bis 15 Bundesna-
turschutzgesetz (BNatSchG) sind erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft vorrangig zu vermeiden und Flächenversiegelungen damit auf das absolut notwen-
dige Maß zu begrenzen. § 9 Abs. 1 Landesbauordnung (LBO) unterstützt diesen Ansatz 
und schreibt vor, dass nicht überbaute Flächen der bebauten Grundstücke Grünflächen 
sein müssen, soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt 
werden. 

 

5.11 Nachrichtliche Übernahmen 

Parallel der Bahnlinie Tübingen - Balingen ist zur Offenhaltung einer Trasse für einen 
möglichen zweigleisigen Ausbau der in der Planzeichnung dargestellte Schutzbereich zu 
einer möglichen Trasse freizuhalten. Dieser ist im zeichnerischen Teil des Bebauungspla-
nes nachrichtlich dargestellt (rot-gestrichelte Linie). 

 

 

Die übrigen textlichen Festsetzungen sowie Örtlichen Bauvorschriften des Bebauungspla-
nes „Hertenwasen – Teil 1“ bleiben unberührt und gelten weiterhin. 
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